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Auskünfte mögen zwar nicht voll befriedigend gewesen sein. 
Schuldhafte Pflichtverletzungen können dem Verklagten bei 
diesem Sachverhalt — selbst wenn die notwendige Belehrung 
erfolgt wäre — dagegen nicht angelastet werden, abgesehen 
davon, daß er zu diesem Zeitpunkt die Erbschaft noch gar 
nicht angenommen haben konnte. (Wird ausgeführt.)

Da der Verklagte die Erbschaft mit notariell beglaubigter 
Erklärung vom 8. März 1988 rechtswirksam ausgeschlagen hat, 
tritt gemäß § 379 Abs. 3 ZGB die gesetzliche Erbfolge ein. Der 
Erwerb der Erbschaft durch den Verklagten gilt gemäß § 404 
ZGB als nicht erfolgt. Er hätte daher nicht zur Begleichung 
von Nachlaßverbindlichkeiten verurteilt werden dürfen.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag das 
Urteil des Bezirksgerichts wegen Verletzung von §§ 402, 403, 
411 ZGB aufzuheben und, da der vorliegende Sachverhalt le­
diglich rechtlich anders zu beurteilen war, im Wege der 
Selbstentscheidung auf die Berufung des Verklagten unter 
Aufhebung des Urteils des Kreisgerichts die Klage abzuwei­
sen.

§ 2 Abs. 2 EG ZGB; §§ 151, 566, 581 Abs. 2 BGB.
1. Für die Beurteilung eines vor Inkrafttreten des ZGB be­
gründeten Rechts auf Nutzung der Teilfläche eines Grund­
stücks ist das zu diesem Zeitpunkt geltende Recht maßge­
bend.
2. Zu den Voraussetzungen, unter denen ein Vertrag über die 
Nutzung einer Grundstücksfläche, der durch mündliche Ver­
einbarung vor Inkrafttreten des ZGB geschlossen wurde, 
weiterbesteht.
OG, Urteil vom 24. November 1988 — 2 OZK 22 88.

Der Kläger ist Eigentümer eines Grundstücks. Die zur Dorf­
straße gelegene Grundstücksseite ist mit einem Wohnhaus 
bebaut, dessen vor Jahrzehnten vorgenommener ДпЬаи un­
mittelbar an das benachbarte, seit 1957 den Verklagten ge­
hörende Grundstück angrenzt.

Seit dem Jahre 1936 wurde dem Kläger eine an sein 
Grundstück angrenzende, vermessene Teilfläche des Nachbar­
grundstücks zur Nutzung überlassen, über die er die Zufahrt 
zu seinem hinter dem Wohnhaus gelegenen Grundstücksteil 
angelegt hatte. Die Verklagten haben im Jahre 1986 ihren 
Grundstückszaun direkt an die Hausmauer des Klägers ver­
setzt und damit diesem die weitere Nutzung der Teilfläche 
sowie der Einfahrt entzogen.

Der Kläger hat im wesentlichen vorgetragen: Seit 1936 
habe zwischen ihm und dem damaligen Eigentümer des 
Nachbargrundstücks Einverständnis über die Nutzung der 
vermessenen Teilfläche bestanden. Er sei Weiterhin auf die 
Nutzung der angelegten Zufahrt angewiesen.

Der Kläger hat beantragt, die Verklagten zu verurteilen, 
dem Kläger zu gestatten, regelmäßig über das Nachbargrund­
stück mit seinem Kraftfahrzeug zu fahren sowie die Fäkalien­
abfuhr und die Kohleanlieferung vornehmen zu lassen.

Die Verklagten haben Klageabweisung beantragt. Sie ha­
ben dazu ausgeführt: Ihnen sei zunächst der genaue Grenz­
verlauf nicht bekannt gewesen; erst durch Einsichtnahme in 
das Grundbuch hätten sie festgestellt, daß das vom Kläger 
genutzte vermessene Teilstück zu ihrem Grundstück gehöre. 
Der Kläger sei auf die weitere Nutzung nicht angewiesen, er 
könne sein Grundstück vom hinteren Weg aus erreichen.

Das Kreisgericht hat nach einer Ortsbesichtigung dem 
Klageantrag entsprochen. Zur Begründung hat es dargelegt: 
Unbestritten habe der Kläger das vermessene Teilstück des 
Nachbargundstücks über einen sehr langen Zeitraum genutzt, 
worauf sich auch die Eigentümer des Nachbargrundstücks bei 
der Nutzung ihres Grundstücks eingestellt hätten. Außer der 
jetzt umstrittenen Zufahrt gebe es für den Kläger keine zu­
mutbare Möglichkeit zum Erreichen des Hofes. Der Anspruch 
auf Einräumung eines Mitbenutzungsrechts sei gemäß § 321 
Abs. 2 ZGB begründet.

Auf die Berufung der Verklagten hat das Bezirksgericht 
die Entscheidung des Kreisgerichts aufgehoben und die Klage 
abgewiesen. Das Bezirksgericht ist nach Ortsbesichtigung zu 
der Auffassung gelangt, es lägen keine Voraussetzungen für 
die Einräumung eines Uberfahrtrechts gemäß § 321 Abs. 2 
ZGB vor. Außerdem hätten die Verklagten sich bereit er­
klärt, dem Kläger die Überfahrt mit seinem Fahrzeug sowie 
die Fäkalienabfuhr zu gestatten. Insoweit fehle der Klage­
forderung das Rechtsschutzbedürfnis. Die Kohleanlieferung 
könne auch von dem hinteren Weg über das Grünland des im 
Hause des Klägers wohnenden Mieters und den Garten er­

folgen. Es dürfe nicht unberücksichtigt bleiben, daß sich der 
Kläger durch den Anbau an das Wohnhaus die Zufahrt zur 
Dorfstraße selbst genommen habe.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Entgegen der von den Gerichten vertretenen Rechtsauffas­
sung betrifft das Verlangen des Klägers nicht die Einräu­
mung eines Mitbenutzungsrechts nach § 321 Abs. 2 ZGB, son­
dern die Durchsetzung eines vor dem Inkrafttreten des ZGB 
begründeten Rechts zur Nutzung einer Teilfläche des Nach­
bargrundstücks.

Unbestritten ist dem Kläger das vermessene Teilstück des 
Nachbargrundstücks im Jahre 1936 zur Nutzung überlassen 
worden. Aus den den Gerichten vorgelegten Unterlagen des 
Liegenschaftsdienstes ist ersichtlich, daß das jetzige Grund­
stück der Verklagten zu dieser Zeit vermessen wurde, wobei 
das dem Kläger überlassene Teilstück für einen späteren 
Verkauf aufgemessen wurde; jedoch ist ein wirksamer Ver­
kauf aus nicht mehr feststellbaren Gründen nicht zustande 
gekommen. Die benachbarten Grundstückseigentümer — der 
Kläger und die Rechtsvorgänger der Verklagten — sind aber 
in ihrem Verhalten von einem ständigen Nutzungsrecht des 
Klägers ausgegangen. In ihren Handlungen haben sich beide 
Beteiligten eindeutig nach dem seit 1936 festgelegten Nut­
zungsumfang gerichtet, u. a. auch bei den auf beiden Grund­
stücken durchgeführten Baumaßnahmen. Im Gegensatz zur 
Auffassung des Bezirksgerichts ist dem Kläger daher der im 
Vertrauen auf die berechtigte und weiterhin mögliche Nut­
zung der Teilfläche des Nachbargrundstücks vorgenommene 
Anbau an das Wohnhaus bis zur Grundstücksgrenze nicht 
vorzuwerfen.

Vielmehr ist davon ausgehen, daß durch gegenseitiges 
Übereinkommen ein Vertrag über die Nutzung der Teilfläche 
durch den Kläger gemäß § 2 Abs. 2 Satz 2 EG ZGB, §§ 151, 566, 
581 Abs. 2 BGB zustande gekommen ist, selbst wenn nunmehr 
wegen des Eigentümerwechsels des betroffenen Grundstücks 
und des Zeitablaufs die zwischen dem Kläger und den Rechts­
vorgängern der Verklagten getroffenen weiteren Absprachen 
nicht mehr im einzelnen aufzuklären sind. Einer schriftlichen 
Vereinbarung bedurfte es hierzu nicht (vgl. OG, Urteil vom 
14. April 1987 - 2 OZK 4 87 - NJ 1987, Heft 11, S. 466). Die 
Verklagten sind 1957 mit dem Eigentumserwerb am Grund­
stück gemäß §§ 571 Abs. 1, 581 Abs. 2 BGB in das bestehende 
Vertragsverhältnis eingetreten. Sie waren somit nicht berech­
tigt, eigenmächtig dem Kläger die ihm zur Nutzung überlas­
sene Bodenfläche durch eine Veränderung des Zaunes und 
damit insbesondere die Grundstückseinfahrt zu entziehen.

Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts hat der Klä­
ger daher berechtigt seine Rechte gerichtlich geltend gemacht, 
selbst wenn bei der Ortsbesichtigung vom Bezirksgericht fest­
gestellt wurde, daß er mit seinem Fahrzeug zu dieser Zeit 
wieder über die umstrittene Bodenfläche den Hof seines 
Wohngrundstücks erreichen konnte und die Verklagten eine 
mündliche Zusage gegeben haben, ihm zukünftig die Mitbe­
nutzung in einer Breite von 1,60 m zu gewähren.

Da der zwischen den Prozeßparteien bestehende Vertrag 
nicht rechtswirksam beendet worden ist, stehen dem Kläger 
die Nutzungsrechte weiterhin in dem Umfang zu, wie er sie 
seit 1936 ausgeübt hat.

Aus den vom Kreis- und Bezirksgericht bei den Ortsbe­
sichtigungen getroffenen Feststellungen ist überdies ersicht­
lich, daß der Kläger nach wie vor die von ihm geschaffene 
Zufahrt über die Teilfläche des Nachbargrundstücks benötigt 
und die Schaffung einer neuen Zufahrt über das zum hinteren 
Weg ansteigende Gartenland sowie die von einem Dritten 
vertraglich genutzte Fläche nicht zumutbar ist. Das Kreisge­
richt hat ihm daher im Umfang der gestellten Anträge die aus 
dem bestehenden Vertrag herzuleitenden Rechte zutreffend 
zuerkannt.

Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts das Urteil des Bezirksge­
richts wegen Verletzung von §§ 313, 314, 321 Abs. 2 ZGB, § 2 
Abs. 2 EGZGB, §§ 151, 566, 581 Abs. 2 BGB gemäß § 162 Abs. 1 
ZPO aufzuheben. Da der Sachverhalt ausreichend aufgeklärt


